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Bürger der strafrechtlichen Verantwortlichkeit nicht durch Flucht 
entzieht, keine Verdunklungsgefahr oder auch Wiederholungsgefahr ge­
geben ist, oder wo solchen Gefahren auf andere Art begegnet werden 
kann, wird und muß sowohl im staatlichen Interesse als auch im In­
teresse des betroffenen Bürgers auf ihre Anordnung verzichtet wer­
den .

Die Verantwortung für die Anordnung der Untersuchungshaft gebietet 
es, die Haftgründe nicht nur nach formellen rechtlichen Gesichtspunk­
ten zu prüfen, sondern stets auch vom materiellen Gehalt der Straftat 
und der Persönlichkeit des Straftäters auszugehen. Die Beachtung des 
Vertrauensgrundsatzes zwischen Staat und Bürger als eine grundlegen­
de Maxime der sozialistischen Lebensweise, die Gewinnung bzw. Rück­
gewinnung von auch einmalig kriminell gestrauchelter oder vom Gegner 
zu kriminellen Handlungen mißbrauchter Bürger hat auch hier das Pri­
mat und erschließt oft zugleich auch günstigere Voraussetzungen für 
die Wiedereingliederung des Bürgers in das gesellschaftliche Leben. 
Der sozialistische Staat verfügt über staatliche und rechtliche Mit­
tel, die ordnungsgemäße Durchführung des Strafverfahrens in der über­
wiegenden Mehrzahl (über 90 % werden ohne Untersuchungshaft bearbei­
tet) auch ohne die Anordnung der Untersuchungshaft zu gewährleisten. 
Er kann auf der Grundlage gesetzlicher Regelungen, wie sie zum Bei­
spiel in der Verordnung über kriminell gefährdete Bürger, dem Ge­
setz über die DVP und andere rechtliche Bestimmungen enthalten sind, 
bestimmte Auflagen an Bürger erteilen, wie zum Beispiel den Wohnort 
bzw. die Arbeitsstelle nicht zu wechseln, sich bei zuständigen 
staatlichen Organen regelmäßig zu melden, den Umgang mit bestimmten 
Personen zu verbieten, das Verbot des Besitzes bestimmter Gegenstän­
de aussprechen. Mittels solcher Auflagen kann, wenn die gesetzli­
chen Voraussetzungen ihrer Anwendung gegeben sind, eine ordnungsge­
mäße Durchführung eines Strafverfahrens auch ohne Untersuchungshaft 
erreicht und die zügige Bearbeitung von Ermittlungsverfahren ohne 
Untersuchungshaft in Einhaltung der Anforderungen an die Beschleu­
nigungsmaxime gewährleistet werden.


